
Weisung 202102006 vom 08.02.2021 – Weiterbildung 
bei Kurzarbeit - § 106a SGB III 

Laufende Nummer:  202102006 

Geschäftszeichen:  GR 22 - 75095 / 75106 / 5404.2 / 5530.2 / 5536 / 3403 

Gültig ab: 08.02.2021 
Gültig bis: 31.12.2023 

SGB II:  nicht betroffen 
SGB III:  Weisung  
Familienkasse: nicht betroffen 

Bezug: 

• Weisung 202012014 vom 17.12.2020 – Weiterbildung während Kurzarbeit,
Hinzuverdienstmöglichkeit, Erhöhung des Kurzarbeitergeldes ab dem 4. und 7.
Bezugsmonat

Aufhebung von Regelungen: 

Zusammenfassung: Die Fördervoraussetzungen für Qualifizierungen, die während 
Kurzarbeit begonnen werden, wurden in § 106a SGB III mit Wirkung zum 01.01.2021 
neu gefasst. Es werden Regelungen zum Verfahren gegeben. 

1. Ausgangssituation

1.1 § 106a SGB III 

Mit dem Beschäftigungssicherungsgesetz – BeschSiG (BGBl. 59/2020) wurden die 
Anspruchsvoraussetzungen an die Förderung in § 106a SGB III geändert. 

In § 106a Abs.1 SGB III wird die Erstattung der vom Arbeitgeber allein zu tragenden Beiträge 
zur Sozialversicherung in pauschalierter Form zu 50 Prozent geregelt. 

Für Weiterbildungsmaßnahmen nach § 106a Abs.1 Satz 1 Nummer 2a SGB III erfolgt in 
Abhängigkeit von der Betriebsgröße eine Erstattung von Lehrgangskosten.  

https://www.arbeitsagentur.de/datei/weisung-202012014_ba146773.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/weisung-202012014_ba146773.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/weisung-202012014_ba146773.pdf
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5b@attr_id=%27bgbl120s2187.pdf%27%5d#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl120s2691.pdf%27%5D__1607515961225


 

 

 

Ausgeschlossen von der Erstattung nach § 106a Abs.1 und 2 SGB III sind Maßnahmen, zu 
deren Durchführung der Arbeitgeber auf Grund bundes- oder landesrechtlicher Regelungen 
verpflichtet ist. 

Die neue Regelung ist zum 01.01.2021 in Kraft getreten und ist bis zum 31.07.2023 befristet. 

2. Auftrag und Ziel  
Mit dieser Weisung werden Regelungen zu Zuständigkeiten und zum Verfahren zur 
Anwendung des § 106a SGB III getroffen. Zudem werden fachliche Weisungen gegeben. 

2.1 Zuständigkeiten 

2.1.1 Zuständigkeit Beratung der Arbeitgeber 

Erster Ansprechpartner für die Beratung der Arbeitgeber ist der Arbeitgeber-Service. Dieser 
berät die Betriebe hinsichtlich bestehender Fördermöglichkeiten. 

Zur Beantwortung förderrechtlicher Fragen im Rahmen der Antragstellung und Erstattung 
nach § 106a SGB III stehen auch die KIA-Teams zur Verfügung. 

2.1.2 Zuständigkeit Abrechnung und Erstattung 

Die Förderung nach § 106a SGB III erfolgt nur für berufliche Weiterbildungsmaßnahmen, die 
während der Kurzarbeit begonnen wurden. Aus diesem Grund erfolgt die Abrechnung und 
Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge sowie der Lehrgangskosten durch das für die 
Bearbeitung von Kurzarbeitergeld zuständige KIA-Team im Operativen Service. 

2.2 Regelungen zum Verfahren, förderrechtliche Ausführungen und Inhalte zur 
Beratung 

Die Regelungen zum Verfahren, förderrechtliche Ausführungen und Inhalte der Beratung 
sind der Anlage 1 zu entnehmen. 

Für Mitarbeiter/innen, die Qualifizierungsbedarf zur Auszahlung über ERP haben, stehen 
ERP-Qualifizierungsmodule zur Verfügung. 

3. Einzelaufträge  
• Die Agenturen für Arbeit beachten die Regelung des § 106a SGB III zur 

Weiterbildung während Kurzarbeit und beraten Kunden zu den neuen Vorschriften. 

• Die Operativen Services – Aufgabengebiet Kurzarbeitergeld – wenden die 
Regelungen an. 



 

 

 

• Die IT-Fachbetreuer KIA-Team bzw. ERP-Fachbetreuer unterstützen bei Bedarf die 
Operativen Services – Aufgabengebiet Kurzarbeitergeld – bei der Nutzung von ERP. 

• Die SAP ERP Berechtigungen sind im IM-Webshop für ERP-Finanzen wie folgt zu 
beantragen: 

AFT nach Finanzstellengruppe -> Regionaldirektionsbezirk auswählen -> IS-Bezirk 
auswählen -> OS auswählen -> Produkt 11 Bewirtschafter PSCD bzw. 11A 
Bewirtschafter PSCD mit AOB. 

• Die Fachverfahrensberechtigungen sind im IM-Webshop wie folgt zu beantragen: 

Funktionsbereiche -> Operativer Service der AA -> Produkt OS010 
Alg+/Kug/Insg/AtG/BAB/Reha 

  

4. Info  
Diese Weisung tritt mit Ablauf ihres Gültigkeitsdatums außer Kraft.  

5. Haushalt  
Entfällt  

6. Beteiligung  
Der Hauptpersonalrat wurde beteiligt.  

gez.  
Unterschrift  
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Gesetzestext § 106 a SGB III 


 
 
(1) Dem Arbeitgeber werden von der Agentur für Arbeit auf Antrag für den jeweiligen Kalender-
monat 50 Prozent der von ihm allein zu tragenden Beiträge zur Sozialversicherung in pauscha-
lierter Form für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erstattet, wenn diese  


1. vor dem 31. Juli 2023 Kurzarbeitergeld beziehen und 


2. an einer während der Kurzarbeit begonnenen beruflichen Weiterbildungsmaßnahme teilneh-
men, die  


a) insgesamt mehr als 120 Stunden dauert und die Maßnahme und der Träger nach den 
Vorschriften des Fünften Kapitels zugelassen sind oder 
b) auf ein nach § 2 Absatz 1 des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes förderfähiges 
Fortbildungsziel vorbereitet und von einem für die Durchführung dieser Maßnahme nach 
§ 2a des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes geeigneten Träger durchgeführt wird. 


Die Erstattung erfolgt für die Zeit, in der die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer jeweils vom 
vorübergehenden Arbeitsausfall betroffen ist. Für die Pauschalierung wird die Sozialversiche-
rungspauschale nach § 153 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 abzüglich des Beitrages zur Arbeitsför-
derung zu Grunde gelegt. 


(2) Dem Arbeitgeber werden bis zum 31. Juli 2023 von der Agentur für Arbeit auf Antrag die 
Lehrgangskosten für Weiterbildungsmaßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a 
für Betriebe mit weniger als zehn Beschäftigten zu 100 Prozent, mit zehn bis 249 Beschäftigten 
zu 50 Prozent, mit 250 und weniger als 2 500 Beschäftigten zu 25 Prozent und für Betriebe mit 
2 500 oder mehr Beschäftigten zu 15 Prozent pauschal für die Zeit der Teilnahme der Arbeitneh-
merin oder des Arbeitnehmers an dieser Maßnahme erstattet. Die Anwendung des § 82 ist aus-
geschlossen. 


(3) Ausgeschlossen von der Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge nach Absatz 1 und der 
Erstattung der Lehrgangskosten nach Absatz 2 ist die Teilnahme an Maßnahmen, zu deren 
Durchführung der Arbeitgeber auf Grund bundes- oder landesrechtlicher Regelungen verpflichtet 
ist. 
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1. Beginn der Weiterbildung während Kurzarbeit 
(1) Grundvoraussetzung für die Anwendung des § 106a SGB III ist, 


dass die Weiterbildungsmaßnahme während der Kurzarbeit auf-
genommen worden ist. Zur Erfüllung dieser Voraussetzung darf 
der Beginn der Weiterbildungsmaßnahme nicht vor dem individu-
ellen Beginn der Kurzarbeit der/des einzelnen Arbeitnehmerin/Ar-
beitnehmers liegen. Wird die Weiterbildungsmaßnahme durch die 
Arbeitnehmerin/den Arbeitnehmer vor dem individuellen Beginn 
der Kurzarbeit begonnen, entsteht kein Anspruch nach § 106a 
SGB III. In diesen Fällen kann eine Förderung nach § 82 SGB III 
in Betracht kommen. 


(2) Bei der erstmaligen Beantragung von Erstattungen nach § 106a 
SGB III ist der individuelle Beginn der Kurzarbeit vor einer Aus-
zahlung beim Betrieb zu erfragen. Dies gilt nicht, soweit der indi-
viduelle Beginn der Kurzarbeit bereits aus den vorhanden Unter-
lagen (z.B. Abrechnung von Kurzarbeitergeld für diese Arbeitneh-
merin oder diesen Arbeitnehmer im Vormonat oder Antrag auf Er-
stattung der Lehrgangskosten) hervorgeht. 


1.1 Erstattung SV-Beiträge 
(1) Nach § 324 Abs.2 SGB III sind die SV-Beiträge nachträglich und 


innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Kalendermonaten (§ 325 
Abs. 3 SGB III) zu beantragen. 


(2) Mit dem Leistungsantrag Kug 107 bzw. Kug 307 und der Abrech-
nungsliste Kug 108 bzw. Kug 308 wird Kurzarbeitergeld (Kug) 
bzw. Saison-Kurzarbeitergeld (S-Kug) und die pauschalierte Er-
stattung der Sozialversicherungsbeiträge für die Bezieher von Kug 
bzw. S-Kug beantragt. Da während der Zeit vom 01.01.2021 bis 
30.06.2021 aufgrund der "Ersten Verordnung zur Änderung der 
Kurzarbeitergeldverordnung" noch Sozialversicherungsbeiträge in 
Höhe von 100 % erstattet werden, bedarf es eines Antrages auf 
pauschalierte Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge nach § 
106a SGB III erst ab dem 01.07.2021.  


(3) Zur Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen nach § 106a Abs. 1 
SGB III wird im Leistungsantrag Kug 107 bzw. Kug 307 abgefragt, 
ob in der Abrechnungsliste Arbeitnehmer/innen aufgeführt sind, 
die an einer während der Kurzarbeit begonnenen Weiterbildungs-
maßnahme teilgenommen haben. 


(4) Wenn ja, muss bei erstmaliger Antragstellung auf Erstattung der 
Sozialversicherungsbeiträge nach § 106a SGB III einmalig ein 
Nachweis über die Zulassung von Träger und Weiterbildungsmaß-
nahme (Zertifikat der Träger- und Maßnahmezulassung) vom Be-
trieb vorgelegt werden. Die Dauer der Maßnahme ist dem Maß-
nahmezertifikat zu entnehmen. Die Zulassung der Maßnahme und 
des Trägers sind zeitlich begrenzt. Die vorgesehene berufliche 
Weiterbildungsmaßnahme ist förderfähig, wenn die Zertifikate zu 
Beginn der Maßnahme gültig sind. 
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Für Maßnahmen, die auf ein nach § 2 Absatz 1 des Aufstiegs-
fortbildungsförderungsgesetzes förderfähiges Fortbildungsziel 
vorbereiten, ist für die Erstattung der Sozialversicherungsbei-
träge bei erstmaliger Antragstellung das nach § 2a Aufstiegsfort-
bildungsförderungsgesetz erforderliche Zertifikat über die Eig-
nung des Trägers vom Betrieb vorzulegen. 
Die erneute Vorlage eines Zertifikates kann entfallen, wenn es 
im Rahmen der Beantragung der Lehrgangskosten bereits vor-
gelegt worden ist. 
Die Aufforderung zur Vorlage des Zertifikates erfolgt mit dem 
Leistungsantrag Kug 107 bzw. Kug 307. 
Die Arbeitnehmer/innen sind in der Abrechnungsliste entspre-
chend zu kennzeichnen. 


(5) Die Sozialversicherungsbeiträge werden bei Erfüllung der An-
spruchsvoraussetzungen des § 106a Abs.1 SGB III für die Zeit 
erstattet, in der die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer je-
weils vom vorübergehenden Arbeitsausfall betroffen ist und für 
die der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer Kurzarbeitergeld 
gezahlt wird. 


(6) Eine der Anspruchsvoraussetzungen nach § 106a Abs.1 Satz 1 
Nummer 2a SGB III ist, dass die Weiterbildungsmaßnahme ins-
gesamt mehr als 120 Stunden dauert. Bei der Umsetzung kön-
nen Stunden als Unterrichtseinheiten verstanden werden. Zur 
Dauer von Unterrichtseinheiten hat die BA den fachkundigen 
Stellen in Umsetzungshinweis 2/2016 nähere Erläuterungen an 
die Hand gegeben (bei fachtheoretischem und fachpraktischem 
Unterricht 45 Minuten, bei betrieblichen Lernphasen 60 Minuten). 
Angaben zu den jeweiligen Unterrichtseinheiten sind den Maß-
nahmezertifikaten der fachkundigen Stellen zu entnehmen.  
Bei Erfüllung dieser Anspruchsvoraussetzung (mehr als 120 
Stunden) zu Beginn der Maßnahme erfolgt bei einer späteren 
vorzeitigen Beendigung der Maßnahme, keine Rückforderung 
der erstatteten Sozialversicherungsbeiträge. Es kommt für die 
Förderung nach § 106a SGB III nicht auf einen erfolgreichen Ab-
schluss der Weiterbildungsmaßnahme an. Die Erstattung der 
Sozialversicherungsbeiträge erfolgt beim Bezug von Kurzarbei-
tergeld bis zum vorzeitigen Abbruch bzw. bis zur Beendigung der 
Weiterbildungsmaßnahme. Fehlzeiten (z.B. wegen Erkrankung) 
stehen dem Anspruch nicht entgegen. 


1.2 Erstattung Lehrgangskosten 
(1) Für die Erstattung der Lehrgangskosten nach § 106a Abs. 2 SGB 


III wird ein gesonderter Antrag auf Erstattung und eine geson-
derte Abrechnungsliste im Intranet und Internet zur Verfügung 
gestellt. Diese Vordrucke können auch bei S-Kug benutzt wer-
den. Die Erstattung von Lehrgangskosten kann für Zeiten der 



https://www.arbeitsagentur.de/datei/dok_ba014411.pdf

https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/download-center-unternehmen
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Weiterbildung während Kurzarbeit ab 01.01.2021 beantragt wer-
den. 


(2) Zur Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen nach § 106a Abs. 2 
SGB III muss mindestens der erste Antrag auf Erstattung der 
Lehrgangskosten zusammen mit dem Leistungsantrag Kug 107 
eingereicht werden. (siehe hierzu Nummer 1.1 Abs. 3 und 4). Für 
die Erfüllung der Anspruchsvoraussetzung „…während der Kurz-
arbeit begonnenen beruflichen Weiterbildungsmaßnahme…“ ist 
nur auf die vorläufige Bewilligung des Kurzarbeitergeldes abzu-
stellen. Nachträgliche Änderungen des individuellen Beginns der 
Kurzarbeit, z.B. aufgrund von Feststellungen im Rahmen der Ab-
schlussprüfung, führen nicht zu einer anderen Beurteilung dieser 
Anspruchsvoraussetzung. 
Für Weiterbildungsmaßnahmen, die auf ein förderfähiges Ziel 
nach dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz vorbereiten, 
besteht kein Anspruch auf Erstattung von Lehrgangskosten nach 
§ 106a Abs. 2 SGB III.  


(3) Weitere Anträge auf Erstattung der Lehrgangskosten können 
dann monatlich nachträglich auch gesondert eingereicht werden. 
Nach § 324 Abs.2 SGB III sind die Lehrgangskosten nachträglich 
und innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Kalendermonaten (§ 
325 Abs. 3 SGB III) zu beantragen. 


(4) Mit dem Antrag ist für jede Maßnahme eine eigene Abrechnungs-
liste und eine eigene Rechnung beizufügen.  


(5) Lehrgangskosten werden in Abhängigkeit von der Betriebsgröße 
erstattet. Für den Betriebsbegriff von § 106a SGB III gilt § 97 
SGB III. Die Höhe der Erstattung der Lehrgangskosten ist abhän-
gig von der Gesamtzahl der Beschäftigten des Betriebes bzw. 
der Betriebsabteilung im jeweiligen Abrechnungsmonat: 


• weniger als 10 Beschäftigte  100 Prozent 
• 10 bis unter 250 Beschäftigte 50 Prozent 
• 250 bis unter 2.500 Beschäftigte 25 Prozent 
• 2.500 und mehr Beschäftigte  15 Prozent. 


(6) Die Gesamtzahl der Beschäftigten wird durch den Betrieb bzw. 
die Betriebsabteilung mit dem Antrag auf Erstattung der Lehr-
gangskosten mitgeteilt. 


(7) Die Entscheidung über die Erstattung der Lehrgangkosten ist 
nicht vorläufig. Auf Grundlage der eingereichten Antragsunterla-
gen kann monatlich nachträglich abschließend entschieden wer-
den. Zum Zeitpunkt der Entscheidung sind alle Voraussetzungen 
für den Anspruch auf Erstattung der Lehrgangskosten feststell-
bar.  


(8) Die Lehrgangskosten werden bei einer während der Kurzarbeit 
begonnenen Weiterbildungsmaßnahme bis zur Beendigung der 
Teilnahme an der Weiterbildungsmaßnahme auch über das 
Ende der Kurzarbeit hinaus nach § 106a Abs. 2 SGB III erstattet, 
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längstens bis zum 31.07.2023. Die Zuständigkeit verbleibt beim 
KIA-Team. 


(9) Eine der Anspruchsvoraussetzungen nach § 106a Abs.1 Satz 1 
Nummer 2a SGB III ist, dass die Weiterbildungsmaßnahme ins-
gesamt mehr als 120 Stunden dauert. Bei Erfüllung dieser An-
spruchsvoraussetzung zu Beginn der Maßnahme erfolgt bei ei-
ner späteren vorzeitigen Beendigung der Maßnahme, keine 
Rückforderung der erstatteten Lehrgangskosten. Es kommt für 
die Förderung nach § 106a SGB III nicht auf einen erfolgreichen 
Abschluss der Weiterbildungsmaßnahme an. Die Erstattung er-
folgt bis zum vorzeitigen Abbruch bzw. bis zur Beendigung der 
Weiterbildungsmaßnahme. Fehlzeiten (z.B. wegen Erkrankung) 
stehen dem Anspruch nicht entgegen.  


2. IT-Verfahren 
(1) Für die Erfassung, Zahlbarmachung und Verbescheidung der Er-


stattung der Sozialversicherungsbeiträge ab 01.07.2021 (vom 
01.01. – 30.06.2021 Erstattung zu 100 % aufgrund der "Ersten 
Verordnung zur Änderung der Kurzarbeitergeldverordnung") ist 
ZERBERUS zu nutzen.  


(2) Die Erfassung, Zahlbarmachung und Verbescheidung der Erstat-
tung der Lehrgangskosten ist perspektivisch über ZERBERUS 
vorgesehen und bereits beauftragt. Bis zur Umsetzung in ZER-
BERUS gilt folgendes Übergangsszenario. 


(3) Alle Beratungen bzw. Antragseingänge sind in STEP mit dem 
Betreff "Förderung" zu dokumentieren. Hierzu ist, unter "Kon-
takte" in STEP: 
Die Art des Kontaktes individuell auszuwählen (telefonisch etc.) 
sowie  


• durch den AG-S der Bereich „Arbeitgeber-Service“ bzw. 
• durch die OS KIA-Teams der Bereich „Leistung“ auszu-


wählen. 
(4) Die Bescheiderteilung erfolgt manuell (Standardbrief aus ZER-


BERUS). Ein Musterbescheidtext mit Textbausteinen wird in der 
Anlage 2 zur Verfügung gestellt. 


(5) Zahlbarmachung im Dialogbetrieb von ERP. Hierzu wird in der 
Anlage 3 eine Arbeitshilfe zur Verfügung gestellt.  
Für die Auszahlung ist die Finanzposition 3-683 01-00-0081 
(Vertragskontotyp 15, Vertragsgegenstand 2304, Hauptvorgang 
2331, Teilvorgang 0001) zu verwenden. Für Erstattungen zu die-
ser Finanzposition ändert sich nur die Nummer des Vertragsge-
genstandes in 6301.  


(6) Die Erstattung von Lehrgangskosten erfolgt ausschließlich im 
Vier-Augen-Prinzip. 
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(7) Ablage aller Dokumente (Kassenanordnung ERP, Bescheid, An-
tragsunterlagen) in EAKTE in der Kug-Akte, Aktensegment Ar-
beitsausfall durch das KIA-Team. 


3. Beratung und Förderrecht 
(1) Erster Ansprechpartner für die Beratung der Arbeitgeber ist der 


Arbeitgeber-Service. Dieser berät die Betriebe hinsichtlich be-
stehender Fördermöglichkeiten. Zur Beantwortung förderrechtli-
cher Fragen im Rahmen der Antragstellung und Erstattung 
nach § 106a SGB III stehen auch die KIA-Teams zur Verfü-
gung. Die Beratung zu Fördermöglichkeiten der Weiterbildung 
erfolgt nicht durch die KIA-Teams.  


(2) Bei der Beratung ist zu beachten, dass bei Inanspruchnahme 
des § 106a SGB III nach Ende der Kurzarbeit für die während 
der Kurzarbeit begonnene Weiterbildungsmaßnahme keine För-
derung nach § 82 SGB III mehr geltend gemacht werden kann. 


(3) Die Beratung der Betriebe zu den Fördervoraussetzungen nach 
§ 106a SGB III ist in STEP zu dokumentieren. 


(4) Bei Inanspruchnahme einer Förderung nach § 106a SGB III ist 
die Anwendung des § 82 SGB III ausgeschlossen (siehe § 82 
Absatz 9 SGB III). Eine Förderung mit einem Arbeitsentgeltzu-
schuss (AEZ) sowie die Gewährung sonstiger Weiterbildungs-
kosten ist nicht möglich. Beides gilt auch, wenn die Maßnahme 
über den Bezug von Kurzarbeitergeld hinausgeht (längstens bis 
31.07.2023), da § 106a Abs.2 SGB III für die Lehrgangskosten 
eine weitere Förderung nach Beendigung der Kurzarbeit vor-
sieht. 


(5) Der Förderausschluss gilt nicht für gering qualifizierte Beschäf-
tigte, die an einer abschlussorientierten Weiterbildungsmaß-
nahme teilnehmen. Sie haben einen Rechtsanspruch auf Förde-
rung nach § 81 Abs. 2 SGB III, wenn sie die persönlichen Vo-
raussetzungen erfüllen. Dieser Anspruch wird durch den Rechts-
anspruch des Arbeitgebers auf Bezuschussung der Lehrgangs-
kosten im Rahmen des § 106 a Abs. 2 SGB III nicht verdrängt. 
Eine Förderung nach § 81 Abs. 2 ist auch während der Kurzarbeit 
möglich. Lehrgangskosten werden auf Antrag der oder des Be-
schäftigten im Rahmen der Individualförderung in voller Höhe ge-
tragen. Die unmittelbar im Zusammenhang mit der Weiterbildung 
entstehenden sonstigen Weiterbildungskosten werden nach § 81 
Abs. 2 i. V. m. §§ 83 ff.  übernommen. In Fällen, die nach § 81 
Abs. 2 SGB III gefördert werden, ist für den weiterbildungsbe-
dingten Arbeitsausfall im Anschluss an den Bezug von Kurzar-
beitergeld eine Förderung mit AEZ auch dann möglich, wenn die 
Maßnahme über den Bezug von Kurzarbeitergeld hinausgeht.  


(6) Der Förderausschluss gilt ebenso nicht für von Arbeitslosigkeit 
bedrohte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Sie können 
durch Übernahme der vollständigen Weiterbildungskosten im 
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Rahmen einer Ermessensentscheidung gefördert werden, wenn 
sie die persönlichen Voraussetzungen erfüllen (§ 81 Abs. 1). Der 
Anspruch auf diese Ermessensentscheidung wird durch den 
Rechtsanspruch des Arbeitgebers auf Erstattung der Lehrgangs-
kosten nach § 106a Abs. 2 nicht verdrängt. Die Ausführungen 
bezüglich AEZ des vorangegangenen Absatzes gelten entspre-
chend.  


(7) Auch bei einer Förderung nach § 81 Abs. 1 oder 2, kann der Ar-
beitgeber zusätzlich für die betroffenen Personen die Erstattung 
der Sozialversicherungsbeiträge erhalten, wenn die Anspruchs-
voraussetzungen dafür nach § 106a Abs.1 SGB III vorliegen. 


Ein Anspruch auf Kurzarbeitergeld besteht für von Arbeitslosig-
keit bedrohte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nur, wenn 
sie eine versicherungspflichtige Beschäftigung ausüben und das 
Arbeitsverhältnis nicht gekündigt oder durch Aufhebungsvertrag 
aufgelöst ist. 


(8) Im Rahmen der Antragstellung nach § 106 a SGB III werden 
beim Arbeitgeber ausschließlich die Daten erhoben, die zur Ent-
scheidung über die Anträge zur Bezuschussung der Sozialversi-
cherungsbeiträge und der Lehrgangskosten benötigt werden. 
Daten zum beruflichen Werdegang der Beschäftigten werden 
nicht erhoben. Damit ist es der Agentur für Arbeit grundsätzlich 
nicht möglich, gering qualifizierte Personen, die möglicherweise 
höhere Ansprüche geltend machen könnten, zu identifizieren 
und über ihre Ansprüche proaktiv individuell zu beraten.  


(9) Bei Förderungen nach § 106a SGB III sind im Gegensatz zur 
Förderung im Rahmen des § 82 SGB III nicht die Beschäftigten, 
sondern deren Arbeitgeber Anspruchsinhaber der Zuschüsse zu 
den Lehrgangskosten. Es ist daher nicht notwendig, die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer im Rahmen einer Gruppenbera-
tung zu informieren. Die allgemeine Beratungspflicht (§ 14 SGB 
I) auf Verlangen der Betroffenen bleibt davon unberührt.  


(10) Der antragstellende Arbeitgeber ist zu den günstigeren Förder-
konditionen für gering qualifizierte Beschäftigte, die an einer ab-
schlussorientierten Weiterbildungsmaßnahme teilnehmen bzw. 
für Beschäftigte, die von Arbeitslosigkeit bedroht sind, durch den 
AG-S zu beraten. Insbesondere ist dabei auch auf das Verfahren 
der Antragstellung durch die Beschäftigten und die Prüfung der 
persönlichen Voraussetzungen im Rahmen der Individualförde-
rung hinzuweisen. Die Beratung und das Ergebnis der Beratung 
sind zu dokumentieren. 





		Gesetzestext § 106 a SGB III

		1. Beginn der Weiterbildung während Kurzarbeit

		1.1 Erstattung SV-Beiträge

		1.2 Erstattung Lehrgangskosten



		2. IT-Verfahren

		3. Beratung und Förderrecht
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Musterbescheidtext zur Bewilligung von Lehrgangs-
kosten nach § 106a Abs.2 SGB III 


Betreff: Erstattung von Lehrgangskosten für Weiterbildungs-
maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a 
Ihr Leistungsantrag für den Anspruchszeitraum MM/JJJJ 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


für den oben genannten Anspruchszeitraum MM/JJJJ bewillige ich Ihnen 
nach § 106a Abs.2 SGB III eine Erstattung der Lehrgangskosten in 
Höhe von __xx,xx_ Euro. 


Die Berechnung der Erstattung der Lehrgangskosten ergibt sich wie folgt: 


Anzahl der Beschäftigten ___ Höhe des Zuschusses in Prozent: ___ 


Maßnahme _____xxxxx___ Erstattung in Höhe von:____xx,xx_ Euro 
(pro Maßnahme getrennt darstellen) 


Freitext. (z.B. für vom Antrag abweichende Erstattung) 


Der Auszahlungsbetrag wird vom Service-Haus der Bundesagentur für 
Arbeit auf das Konto xxx überwiesen. 


Die Auszahlung erfolgt auf Grundlage Ihres Antrages auf Erstattung der 
Lehrgangskosten und der dazugehörigen Abrechnungsliste(n) und Rech-
nung(en) des Maßnahmeträgers für den Anspruchszeitraum. 


Rechtsbehelfsbelehrung 


xxxx 


Mit freundlichen Grüßen 


Im Auftrag 


 


Ggf. Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift 
rechtswirksam. 
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1. Erfassen einer Einmalauszahlungsanordnung in ERP 
Rechnungswesen -> Finanzwesen -> Vertragskontokorrent -> Bu-
chung > Anordnung 
 
Transaktionscode: 
FKKORD1 – Anordnung bearbeiten 
Bevor eine Auszahlungsanordnung erfasst werden kann, müssen die 
dafür notwendigen Stammdatenobjekte des Geschäftspartners im Sys-
tem vorhanden sein (Geschäftspartner, Vertragskonto, Vertragsgegen-
stand). Wie diese anzulegen sind, kann dem Anwenderhandbuch ERP-
Finanzen Modul PSCD entnommen werden. 


 
Abbildung 1 ERP Startmaske 


Nach Eingabe des Transaktionscodes „Enter“ drücken oder mit dem grü-
nen Haken ausführen. 


 
Abbildung 2 ERP-Maske Anordnung bearbeiten 



https://www.baintranet.de/006/0https:/www.baintranet.de/006/005/003/002/Seiten/ERP-Anwenderhandbuch-ERP-Finanzen.aspx

https://www.baintranet.de/006/0https:/www.baintranet.de/006/005/003/002/Seiten/ERP-Anwenderhandbuch-ERP-Finanzen.aspx
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Abbildung 3 Erfassung Anordnungstyp 


1. Anordnungstyp aus der Klappliste „KW: Auszahlungsanord-
nung“ auswählen 
KW Auszahlungs-AO mit WF: Anlage von Anordnungen im 4-
Augen Prinzip. 
Hinweis: Die Erstattung von Lehrgangskosten erfolgt laut fachli-
cher Weisung zu § 106a SGB III ausschließlich im Vier-Augen-
Prinzip. 


2. „Anlegen“ oder “Anlegen mit Vorlage“ auswählen 
„Anlegen mit Vorlage“ macht nur Sinn wenn z.B. bereits im Vor-
monat Lehrgangskosten bewilligt wurden, dann kann dieser Aus-
zahlungsbelege als Vorlage verwendet werden und es müssen 
nur noch die Beträge angepasst werden. 


3. Die Anordnungsnummer wird nach dem Speichern der erfassten 
Daten automatisch vergeben. 


Nach der Auswahl „anlegen“ öffnen sie die Vorlage zum Erfassen des 
Auszahlungsbeleges. 
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1.1 Kopfdaten 


 
Abbildung 4 Kopfdaten der Auszahlungsanordnung 


Automatisch vorbelegt werden die Felder: 


Belegdatum: Hier wird immer der Tag der Erfassung des Beleges vor-
geblendet. 


Belegart: Bezeichnet das Selektionskriterium des Beleges und steuert 
die Vergabe der Belegnummer und der Prüfungsart des Beleges. Sie lei-
tet sich aus dem ausgewählten Anordnungstyp ab und sollte nicht geän-
dert werden (außer es liegt ein fachlicher Grund vor). 
Folgende Belegart, die nach der Berechtigung zur Feststellung der rech-
nerischen oder sachlichen Richtigkeit gemäß DA 8 KEBest ausgeprägt 
wurden, ist zugelassen 


KR Auszahlungs-AO mit WF Belegart KW, die die Anlage von Anord-
nungen im 4-Augen Prinzip ermöglicht.  


Währung: Die Währung EUR ist vorgegeben. 


Buchungsdatum: Das vorbelegte Buchungsdatum (Tagesdatum) darf 
nicht geändert werden, da es die Zuordnung zu Buchungsperioden in 
der Finanzbuchhaltung und im Haushaltsmanagement steuert. 


Abstimmschlüssel: Im Eingabefeld „Abstimmschlüssel“ wird automa-
tisch ein Abstimmschlüssel generiert, der nicht geändert werden darf. 


Zu ergänzen ist noch das Feld: 


Referenz: Im Feld Referenz ist ein eindeutiges Identifikationsmerkmal 
einzutragen. Es bietet eine Kombination der Kug-Stammnummer zzgl. 
Arbeitsausfallnummer mit dem Organisationszeichen an, da hiernach 
Auswertungen sortiert und gefiltert werden können. 


  







   
Anlage 3 zur Weisung 202102006 
Gültig ab: 01.01.2021 
Gültigkeit bis: 31.07.2023 


1.2 Anordnungspositionen 


 
Abbildung 5 Auflistung der Anordnungspositionen 


Pflichtfelder: 


Geschäftspartner: Nummer des Geschäftspartners, der die Zahlung er-
halten soll. Ist die Nummer nicht oder nicht vollständig bekannt, kann sie 
über die Werte-Hilfe (F4) gesucht werden. 
Vorschlag: Registerkarte „I: Partner nach Identifikationsnummer“ und bei 
Identifikationsart „BETRNR“ auswählen und bei IdentifikationsNummer 
die Betriebsnummer (ist in ZERBERUS hinterlegt) eintragen. 


 
Abbildung 6 Suche Geschäftspartner nach Identifikationsnummer 


Vertragskonto: „15“ auswählen oder Suche über die Werte-Hilfe (F4) 


Ist die Nummer nicht oder nicht vollständig bekannt, kann sie über die 
Werte-Hilfe (F4) gesucht werden. In der Trefferliste werden alle vorhan-
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denen Vertragskonten zum vorher eingetragenen Geschäftspartner an-
gezeigt. Ergänzender Hinweis: Die Suche nach dem Vertragsgegen-
stand setzt kein Vertragskonto voraus. 


Vertrag / Vertragsgegenstand: „2304“ oder der Suche über die Werte-
Hilfe (F4) 


Nummer des Vertragsgegenstandes, zu dem die Zahlung gebucht 
werden soll. Ist die Nummer nicht oder nicht vollständig bekannt, kann 
sie über die Werte-Hilfe (F4) gesucht werden. Sollte der benötigte Ver-
tragsgegenstand in der Trefferliste nicht angezeigt werden, so muss die-
ser vorher manuell angelegt werden. 


Hauptvorgang: 2331 
Nummer des Hauptvorgangs, zu dem die Zahlung gebucht werden soll. 
Ist die Nummer nicht oder nicht vollständig bekannt, kann sie über die 
Werte-Hilfe (F4) gesucht werden. 


Teilvorgang: 0001 
Nummer des Teilvorgangs, zu dem die Zahlung gebucht werden soll. Ist 
die Nummer nicht oder nicht vollständig bekannt, kann sie über die 
Werte-Hilfe (F4) gesucht werden. Es werden hierbei nur die zum ausge-
wählten Hauptvorgang zulässigen Teilvorgänge angezeigt.  


Betrag: Hier wird der Auszahlungsbetrag erfasst. 


Nettofälligkeit: Fälligkeitsdatum, zu dem der Zahlbetrag dem Zahlungs-
empfänger gutgeschrieben werden soll. Ist die Zahlung sofort fällig, 
muss das aktuelle Tagesdatum eingetragen werden. 
Hinweis: Das Fälligkeitsdatum und das Buchungsdatum müssen im sel-
ben Haushaltsjahr liegen.  


Verwendungszweck 1: möglich „Lehrgangskosten für 01/ 2021“  
Zahlungsinformationen, die die Zuordnung der Zahlung beim Zahlungs-
empfänger erleichtern, da diese Informationen dem Zahlungsempfänger 
auf dem Überweisungsträger mitgegeben werden. Hierbei muss beach-
tet werden, dass der Text nicht länger als 27 Zeichen sein darf.  


 
Abbildung 7 Anordnungsposition mit erfassten Daten 
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Abbildung 8 Weitere Daten der Anordnungsposition 


Kostenstelle(technische): 5-stellige DstNr + A9660  


Zahlweg: Kennbuchstaben für den Zahlweg, der für die Zahlung genutzt 
werden soll. Der Kennbuchstabe kann über die Auswahlliste (F4) ausge-
wählt werden. 
Auswahl: Zahlweg N  SEPA-Überweisungen  


BVID: ID der Bankverbindung, die für die Zahlung genutzt werden soll. 
Über die Auswahlliste (F4) können alle zum Geschäftspartner erfassten 
Bankverbindungen angezeigt und ausgewählt werden  


Ausnahmen bilden die Zahlwege B, C oder D, hier ist die Auswahl der 
BVID nicht notwendig. 


 
Abbildung 9 Weitere erfassten Daten zur Anordnungsposition 


Anschließend kann die Anordnung gespeichert werden. 


 
Abbildung 10 Speichern der Anordnung 


Nach Feststellung ist der Vorgang einem AOB zur Anordnung bzw. Prü-
fung vorzulegen. 


Die Kassenanordnung ist in die EAKTE zu übernehmen. Der Freitext ist 
nach folgendem Muster festzulegen: 
Monat/Jahr Lehrgangskosten (z.B. „2101 Lehrgangskosten“) 


Die Anordnungsnummer aus ERP ist in der Verfügung zur Auszahlung 
zu dokumentieren. 
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